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Teil 2: Eckwerte eines föderalen Leitbildes

Wettbewerb vor allem – aber nicht nur – zwischen Unternehmen 
erwünscht

Bei der Frage, in welcher Weise Wettbewerb – da er ja durchaus entgegen der eigenen Einstellung 

der Mehrheit der Befragten stattfindet – eher zwischen Großunternehmen, zwischen den Ländern 

der EU, auf der kommunalen Ebene oder auf der Ebene der Bundesländer gutgeheißen wird, wird 

bis auf Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt überall der Wettbewerb zwischen den 

Bundesländern am wenigsten akzeptiert. Am stärksten wird der Wettbewerb auf Länderebene 

mit jeweils 57 % in Sachsen-Anhalt und Bayern akzeptiert. Am wenigsten akzeptiert wird der 

Wettbewerb in Nordrhein-Westfalen (39 %), Hamburg (40 %), Rheinland-Pfalz (41 %) und Bremen 

(45 %). 
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zwischen Bundesländern zwischen Städten und Gemeinden zwischen Ländern der EU zwischen Großunternehmen

Abb. 16: Einstellung zum Wettbewerb in verschiedenen Bereichen

„Wettbewerb findet in verschiedenen Bereichen statt.“ „Sagen Sie mir zu den folgenden Bereichen bitte jeweils, ob Sie persönlich Wettbewerb begrüßen oder 
ablehnen?“ Angaben in Prozent der Befragten, die Wettbewerb in dem betreffenden Bereich begrüßen, sortiert nach der Zustimmung zum Wettbewerb unter 
Bundesländern.
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Teil 3: Bedeutung eines Leitbildes für ausgewählte 
Politikfelder

Mit Blick auf die Haushalts- und Steuerpolitik von Bund und Ländern zeigt sich, dass bei den oft 

angemahnten Reformen der bundesdeutschen Steuer- und Transfersysteme normative Grund-

vorstellungen der Bürger nicht außer Acht gelassen werden sollten. Hierbei sollten idealerweise 

nicht nur Detailfragen des Transfersystems thematisiert werden. Auch Aspekte der Verteilungs-

gerechtigkeit bezüglich der regionalen Lebenschancen sollten Berücksichtigung finden.

Klare Mehrheit für bundeseinheitliche Steuersätze

Eine deutliche und überparteiliche Mehrheit von 85 % der Befragten spricht sich für die Beibehal-

tung bundesweit einheitlicher Steuersätze aus. Dabei liegt die Bandbreite der Zustimmung zu 

dieser Aussage in einem recht engen Korridor von 79 % bei FDP-Anhängern und 87 % bei SPD-

Anhängern.

Teil 3: Bedeutung eines Leitbildes für ausgewählte Politikfelder
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Abb. 17: Gleiche Steuersätze unabhängig vom Bundesland gewünscht

Antwort „Stimme eher zu“ auf folgende Aussage: „Die Steuersätze sollten unabhängig vom Bundesland auch zukünftig 
gleichbleiben.“ Angaben in Prozent.



27

Teil 3: Bedeutung eines Leitbildes für ausgewählte Politikfelder

Auf der anderen Seite befürwortet eine Mehrheit über alle Länder hinweg auch den Wettbewerb 

der Bundesländer um niedrigere Steuern. Dabei wird der Steuerwettbewerb neben Bayern 

auch noch in Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz und im Saarland besonders stark befürwortet 

(Zustimmung über 65 %). Die Erklärung für diesen scheinbaren Widerspruch könnte eventuell 

darin begründet sein, dass auf der einen Seite die Befürwortung gleicher Steuersätze dem Wunsch 

nach vergleichbaren Lebensbedingungen entspricht, auf der anderen Seite aber in den Ländern 

der Befürworter sowohl die Standortchance geringerer Steuern (Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz, 

Saarland) als auch das mögliche Entlastungspotenzial sinkender individueller Steuern (Bayern) 

gesehen wird. 

Auf die Frage, bei welcher Maßnahme die Befragten den Wettbewerb – auch wenn sie ihn selbst 

ablehnten – am ehesten befürworten würden, gaben 62 % der Befragten an, sie würden den 

Wettbewerb um geringere Steuern zwischen den Bundesländern begrüßen. Den Wettbewerb um 

geringere Sozialtransfers wollten hingegen nur 37 % der Befragten.
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Teil 3: Bedeutung eines Leitbildes für ausgewählte Politikfelder

Schuldenabbau über Steuererhöhung: Hohe Zustimmung zur 
Erhöhung der Tabak- und Branntweinsteuer

Die Bürger lehnen mehrheitlich Steuererhöhungen, auch wenn diese dem Abbau der Schulden 

des Staates dienen, ab. Von besonderem Interesse ist, in welcher Weise bei den verschiedenen 

Steuerarten eine Steuererhöhung zum Schuldenabbau relativ gut denkbar wäre. 

So ist das Ausmaß der Zustimmung zur Steuererhöhung (zu diesem Zweck) speziell bei 

Tabak- und Branntweinsteuer am höchsten. Sie nimmt über die Unternehmensteuer, Erbschaft- 

und Vermögensteuer, Lohn- und Einkommensteuer, Sozialversicherungsbeiträge hin zur 

Mehrwertsteuer beständig ab. Die Bürger differenzieren damit sehr wohl nach Steuerarten und 

sind nicht pauschal gegen Erhöhungen.
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1 „ja, auf jeden Fall“ 2

Abb. 18: Akzeptanz von Einnahmeerhöhungen zum Schuldenabbau

„Nehmen wir an, die Politik würde die Einnahmen erhöhen wollen, um die Schulden des Staates abzubauen. Ich lese 
Ihnen nun einige Einnahmearten vor, und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie eine Erhöhung akzeptieren würden oder 
nicht.“ Angaben in Prozent. Darstellung für Befragte, die auf einer Skala von 1 „ja auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf keinen 
Fall“ die vorgeschlagene Erhöhung akzeptieren, d.h. die Antwortmöglichkeit „1“ oder „2“ wählen.



29

Teil 3: Bedeutung eines Leitbildes für ausgewählte Politikfelder

Bei genauerer Analyse des Ausmaßes der Zustimmung zu Steuererhöhungen und Ausgaben-

kürzungen fallen die relativ großen Streuungen bei der Erbschaft- und Vermögensteuer einerseits 

und den Sozialausgaben andererseits auf. So finden in den ostdeutschen Ländern (Ausnahme 

Sachsen-Anhalt) auf einer fünfstufigen Antwortskala von 1 (= ja, Zustimmung) bis 5 (= nein, 

Ablehnung) Erhöhungen dieser Steuerart (Mittelwert zwischen 3,1 und 3,3) relativ große 

Zustimmung, während diese in Bayern, Rheinland-Pfalz und dem Saarland deutlich stärker abge-

lehnt werden (Mittelwert zwischen 3,7 und 3,8).
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Abb. 19: Akzeptanz höherer Erbschaft- und Vermögensteuer zum Schuldenabbau

„Nehmen wir an, die Politik würde die Einnahmen erhöhen wollen, um die Schulden des Staates abzubauen. Ich lese Ihnen nun einige Einnahmearten vor, 
und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie eine Erhöhung akzeptieren würden oder nicht (Antwort für Steuererhöhungen bei Erbschaft- und Vermögensteuer).“ 
Darstellung als Mittelwert von fünf Antworten auf einer Skala von 1 „ja auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf keinen Fall“. Interpretation: Je geringer der Mittelwert 
ist, desto größer ist die Akzeptanz einer Erhöhung der Steuern.



30

Ausgabenkürzungen zwecks Schuldenabbau am ehesten bei der 
Verwaltung

Ausgabenkürzungen zum Zwecke der Haushaltskonsolidierung werden vor allem im Bereich der 

allgemeinen Verwaltungsausgaben akzeptiert. Diese Zustimmung nimmt über Kürzungen in der 

Verteidigung und inneren Sicherheit, der Wirtschaftspolitik, im Bildungs- und Gesundheitswesen 

bis zum Bereich „Soziales“ ab.

Teil 3: Bedeutung eines Leitbildes für ausgewählte Politikfelder
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1 „ja, auf jeden Fall“ 2 

 Abb. 20: Akzeptanz von Ausgabensenkungen zum Schuldenabbau 

„Nehmen wir an, die Politik würde die Ausgaben reduzieren wollen, um die Schulden des Staates abzubauen. Ich lese 
Ihnen nun einige Ausgabearten vor, und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie eine Reduzierung akzeptieren würden oder 
nicht.“ Angaben in Prozent. Darstellung für Befragte, die auf einer Skala von 1 „ja auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf keinen 
Fall“, die vorgeschlagene Kürzung akzeptieren, d.h. die Antwortmöglichkeit „1“ oder „2“ wählen.
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Die Zustimmung zu Kürzungen im Bereich der sozialen Sicherung ist auf einer fünfstufigen 

Antwortskala von 1 (= ja, Zustimmung) bis 5 (= nein, Ablehnung) eher in den westdeutschen 

Bundesländern gegeben. Neben den Geberländern Bayern, Baden-Württemberg und Nordrhein-

Westfalen sind auch die Bürger in Schleswig-Holstein, Niedersachsen und im Saarland mit einem 

Mittelwert von jeweils 3,6 gegenüber einer Kürzung im Sozialbereich relativ offen eingestellt. 

Insgesamt jedoch muss bedacht werden, dass die Befragten in den unterschiedlichen Bundes-

ländern bei der Bewertung der Kürzungen im Ausgabenbereich und der Steuererhöhungen auf 

der Einnahmeseite recht eng beieinanderliegen.
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Abb. 21: Akzeptanz von Ausgabensenkungen im Bereich „Soziales“ zum Schuldenabbau

„Nehmen wir an, die Politik würde die Ausgaben reduzieren wollen, um die Schulden des Staates abzubauen. Ich lese Ihnen nun einige Ausgabearten vor, 
und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie eine Reduzierung akzeptieren würden oder nicht (Antworten für Ausgabensenkungen im Bereich „Soziales”).“ 
Darstellung als Mittelwert von fünf Antworten auf einer Skala von 1 „ja auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf keinen Fall“. Interpretation: Je geringer der Mittelwert 
ist, desto größer ist die Akzeptanz einer Erhöhung der Steuern.
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Steuermehreinnahmen: Deutliche Präferenz für Schuldenabbau 
statt Steuersenkung und Erhöhung der Sozialleistungen

Ein darüber hinausgehender Vergleich der möglichen Verwendungsalternativen der gegenwär-

tigen Steuermehreinnahmen – „Schuldenabbau“, Steuersenkung“ und „Erhöhung der Sozialleis-

tungen“ – zeigt die Präferenz für einen Schuldenabbau. Bei einer fünfstufigen Antwortskala von 

1 (= ja, Zustimmung) bis 5 (= nein, Ablehnung) erreicht die Verwendung der Mehreinnahmen 

für einen Schuldenabbau bundesweit mit einem Mittelwert von 2,3 die größte Zustimmung, 

gefolgt von Steuersenkungen (Mittelwert von 2,4) und einer Erhöhung der Sozialleistungen (Mit-

telwert von 2,7). Ein differenzierter Blick auf die einzelnen Bundesländer zeigt, dass in neun 

Bundesländern ein Schuldenabbau durch die Steuermehreinnahmen bevorzugt wird. Am größten 

ist die Zustimmung dabei in Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz mit einem Mittelwert von 

2,1. In den ostdeutschen Bundesländern wird hingegen eher für eine Senkung der Steuern plä-

diert.
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Schuldenabbau Steuersenkung Erhöhung der Sozialleistungen

Abb. 22: Gewünschte Verwendung von Steuermehreinnahmen

„Zur Zeit nimmt der Staat mehr Steuern ein als erwartet. Sollten die zusätzlichen Steuereinnahmen verwendet werden für...” Darstellung als Mittelwert von 
fünf Antworten auf einer Skala von 1 „ja auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf keinen Fall“. Interpretation: Je geringer der Mittelwert ist, desto größer ist die 
Akzeptanz einer Verwendung der zusätzlichen Steuermittel für die entsprechende Verwendung.
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In acht von 16 Bundesländern Zustimmung zu einem Schulden-
verbot in den Verfassungen

In den ostdeutschen Bundesländern wird die Aufnahme eines Schuldenverbots in die Verfassungen 

des Bundes und der Länder befürwortet. Insgesamt befürworten in der Hälfte aller Bundesländer 

die Befragten ein Schuldenverbot in der Verfassung. Hierzu gehören neben den ostdeutschen 

Bundesländern auch Baden-Württemberg, das Saarland und Bremen. Auffällig ist, dass gerade in 

den West-Ländern eine Aufnahme des Schuldenverbotes in die Verfassung von Bund und Ländern 

mehrheitlich abgelehnt wird.
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stimme eher zu lehne eher ab

Abb. 23: Einstellung zu einem Schuldenverbot in der Verfassung

Antwort „Stimme eher zu“ oder „Lehne eher ab“ auf folgende Aussage: „Die staatliche Schuldenaufnahme sollte in den Verfassungen des Bundes und der 
Länder verboten werden.“ Angaben in Prozent, sortiert nach der Höhe der Differenz zwischen Zustimmung und Ablehnung.
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Anhang: Fragebogen

Anhang: Fragebogen

1. Sind Sie in dem Bundesland geboren, in dem sie wohnen?

 1. ja

 2. nein

2. Was sind für Sie die herausragenden Merkmale des Bundeslandes, in dem Sie woh-

nen – im Vergleich zu anderen Bundesländern? (offene Frage)

 1. ursprüngliche Herkunft der Familie

 2. Umwelt und freundliche Menschen

 3. geschichtliche Bedeutung und schöne Städte

 4. typische Küche

 5. typische Kultur (Literatur, Kunst …)

 6. Dialekt und landesspezifische Gebräuche

 7. bekannte Sportler

 8. Landespolitik

 9. bürgernahe Verwaltung

 10. sonstige

 11. keine

3. Was sind die hauptsächlichen Gründe dafür, dass Sie in der Stadt oder Gemeinde 

wohnen, in der sie wohnen?  

 1. hier aufgewachsen

 2. bezahlbarer Wohnraum

 3. Nähe zur Arbeit/Ausbildung/Uni

 4. geringe Steuern/Abgaben in Stadt/Gemeinde oder Bundesland

 5. soziales Umfeld (Familie, Verwandte, Freunde)

 6. Betreuungs- und Bildungsangebot für Kinder und Jugendliche

 7. Naherholungsmöglichkeiten und Kulturangebote 

 8. sonstige

 9. keine



35

Anhang: Fragebogen

4. Neben der Stadt oder Gemeinde und dem Bundesland sind Deutschland und Europa 

wichtige Ebenen. Welcher Ebene fühlen Sie sich in erster Linie zugehörig: Ihrer Stadt 

oder Gemeinde, Ihrem Bundesland, Deutschland oder Europa?

 1. Stadt oder Gemeinde

 2. Bundesland

 3. Deutschland

 4. Europa

5. Auf welcher Ebene sollten sich die Lebensbedingungen für die Bürger am ehesten 

ähneln?

 1. auf der europäischen Ebene?

 2. auf der gesamtdeutschen Ebene?

 3. auf der Länderebene?

 4. auf Ebene der Städte und Gemeinden?

6. Bitte sagen mir jetzt, wie zufrieden Sie mit der Arbeit der verschiedenen politischen 

Ebenen sind. Vergeben Sie dazu bitte jeweils Schulnoten von 1 „sehr gut“ bis 6 „un-

genügend“. Wie bewerten Sie die Arbeit ...

 1. der Europäischen Union?

 2. des Bundes?

 3. des Bundeslandes, in dem Sie wohnen?

 4. der Stadt oder Gemeinde, in der Sie wohnen?

7. Nun möchte ich von Ihnen wissen, welche Ebene künftig eine wichtigere oder aber 

weniger wichtige Rolle spielen sollte. Sollte[n] ...

 1. die Europäische Union 

 2. der Bund 

 3. die Bundesländer

 4. die Städte und Gemeinden 

... künftig eine wichtigere oder eine weniger wichtige Rolle spielen?
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8. Über die Rolle der Bundesländer ist in letzter Zeit viel diskutiert worden. Ich lese 

Ihnen nun hierzu einige Aussagen vor, und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie diesen 

Aussagen eher zustimmen oder ob Sie diese eher ablehnen. 

 1. Wir brauchen die Bundesländer nicht mehr, weil sich der Bund und die Europäische   

  Union mit den wirklich wichtigen Fragen befassen.

 2. Ich wünsche mir, dass alleine die Bundesregierung und nicht auch noch die Länder 

  die Interessen der Bundesrepublik auf der europäischen Ebene vertreten. 

 3. Die Bundesländer mischen sich aus Eigennutz zu stark in die Bundespolitik ein.

 4. Bei großen Herausforderungen wie dem Klimawandel wünsche ich mir ein einheit-

  liches Vorgehen von Bund und Ländern.

 5. Für das Bundesland, in dem ich wohne, wäre der Zusammenschluss mit einem   

  Nachbarland eine sinnvolle Sache.

 6. Die Bundesländer sollten eher zusammenhalten und sich nicht im Wettbewerb 

  gegenüberstehen.   

 7. In der Bundesrepublik gibt es einen Länderfinanzausgleich. Reiche Länder geben 

  den armen Ländern zusätzlich Geld. Dies sollte so beibehalten werden. 

9. Wettbewerb findet in verschiedenen Bereichen statt. Sagen Sie mir zu den folgenden 

Bereichen bitte jeweils, ob Sie persönlich Wettbewerb begrüßen oder ablehnen:

 1. Wettbewerb zwischen den Ländern der Europäischen Union

 2. Wettbewerb zwischen den Bundesländern

 3. Wettbewerb zwischen den Städten und Gemeinden

 4. Wettbewerb zwischen Schulen 

 5. Wettbewerb zwischen Großunternehmen

10. Sollten die Bundesländer in allen Politikbereichen ihre eigene Politik machen 

dürfen? 

 1. ja

 2. nein
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11. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie in diesen Politikbereichen einen Wettbewerb der 

Bundesländer begrüßen oder ablehnen würden: 

 1. Wettbewerb um die Höhe der Steuern 

 2. Wettbewerb um die Höhe von Arbeitslosengeld und Sozialhilfe 

 3. Wettbewerb um Fördermittel aus Brüssel

 4. Wettbewerb um Lohnnebenkosten

12. Nehmen wir an, die Politik würde die Einnahmen erhöhen wollen, um die Schulden 

des Staates abzubauen. Ich lese Ihnen nun einige Einnahmearten vor, und Sie sagen 

mir bitte jeweils, ob Sie eine Erhöhung akzeptieren würden oder nicht. Hierfür 

steht Ihnen eine Skala von 1 „ja, auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf keinen Fall“ zur 

Verfügung. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr Urteil abstufen. Würden Sie 

eine Erhöhung akzeptieren bei ...

 1. Erbschaft- und Vermögensteuer?

 2. Unternehmensteuern?

 3. Mehrwertsteuer?

 4. Lohn- und Einkommensteuern?

 5. Sozialversicherungsbeiträgen?

 6. Tabak- und Branntweinsteuer?

13. Nehmen wir an, die Politik würde stattdessen die Ausgaben senken wollen, um die 

Schulden des Staates abzubauen. Ich lese Ihnen jetzt einige Bereiche vor, und Sie 

sagen mir bitte wieder auf einer Skala von 1 „ja, auf jeden Fall“ bis 5 „nein, auf 

keinen Fall“, ob Sie jeweils eine Ausgabenkürzung akzeptieren würden oder nicht. 

Würden Sie eine Ausgabenkürzung akzeptieren bei ... 

 1. Verteidigung und innerer Sicherheit?

 2. Wirtschaftspolitik?

 3. Bildungswesen?

 4. Gesundheitswesen?

 5. Verwaltung?

 6. Sozialem?
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14. Zurzeit nimmt der Staat mehr Steuern ein als erwartet. Ich lese Ihnen nun hierzu 

einige Möglichkeiten vor, wozu dieses Geld verwendet werden könnte. Sagen Sie mir 

bitte wieder wie eben auf einer Skala von 1 bis 5, inwieweit Sie diesen Verwendungs-

möglichkeiten zustimmen. Sollten die zusätzlichen Steuereinnahmen verwendet 

werden ...

 1. für den Schuldenabbau?

 2. für eine Erhöhung der Sozialleistungen ?

 3. für Investitionen in Bildung?

 4. für  Investitionen in Infrastruktur?

 5. für Ausgaben im Sozialbereich?

 6. für Steuersenkungen?

15. Sagen Sie mir bitte dieses Mal jeweils, ob Sie diesen Aussagen eher zustimmen oder 

ob Sie diese eher ablehnen.

 1. Die Steuersätze sollten unabhängig vom Bundesland auch zukünftig gleichbleiben 

  (bei Nachfrage: Lohn- und Einkommensteuer und „bei gleichem Einkommen“).

 2. Es ist Aufgabe des Bundes, für vergleichbare Standards in den Kindergärten, Schulen 

  und Universitäten zu sorgen.

 3. Es ist im Interesse Deutschlands, dass wir die Hartz-4-Empfänger wieder stärker in die 

  Gesellschaft integrieren.

 4. Die staatliche Schuldenaufnahme sollte in den Verfassungen des Bundes und der 

  Länder verboten werden.

Anhang: Fragebogen
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Wir danken Herrn Prof. Dr. Helmut Seitz 

von der TU Dresden für seine wertvollen 

Anregungen und Kommentare.

Der besseren Lesbarkeit wegen haben wir 

in der Regel auf die weibliche Sprachform 

verzichtet. Die Redaktion bittet alle Leserinnen 

um  Verständnis.
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